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Preußiſche Geſetzſammlung 
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Inhalt: Geſetz über die Verlegung des Amtsgerichts in Wittlage nach Bad Eſſen, S. gos. — Vers 
ordnung, betreffend Erſatz der Eintragungen in die im Beſitze der polniſchen Behörden verbliebenen 
Grundbücher, S. 395. — Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des ver⸗ 
einfachten Enteignungsverfahrens zugunſten der der Braunkohlengeſellſchaft m. b. H. Guſtav Haſſe 
in Roßbach bei Weißenfels a. S. gehörigen Braunkohlengrube Guſtav bei Roßbach und Nahlendorf 
im Kreiſe Querfurt, S. 39. 


(Nr. 11937.) Geſetz über die Verlegung des Amtsgerichts in Wittlage nach Bad Eſſen. 
= Vom 24. Juni 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Einziger Paragraph. 
In Abänderung der Verordnung vom 26. Juli 1878 Geſetzſamml. 


S. 275) wird der Sitz des Amtsgerichts in Wittlage vom 1. Oktober 1920 ab 
nach Bad Eſſen verlegt. 


Berlin, den 24. Juni 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Severing. 


(Nr. 11938.) Verordnung, betreffend Erſatz der Eintragungen in die im Beſitze der polniſchen 
an Behörden verbliebenen Grundbücher. Vom 16. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung verordnet gemäß Artikel 92 der Grundbuch⸗ 
ordnung, was folgt: 9 1 


Für in Preußen belegene Grundſtücke, welche in den im Beſitze der polniſchen 
Behörden verbliebenen Grundbüchern verzeichnet ſind, gelten die Vorſchriften der 
§§ 2 und 3. 


Wird eine zu einer Rechtsänderung erforderliche Eintragung in das Grund⸗ 
buch beantragt, ſo hat das Grundbuchamt nach den ihm zu Gebote ſtehenden 
Unterlagen zu prüfen, ob die Eintragung zuläſſig iſt. Ergibt dieſe Prüfung die 
Unzuläffigfeit der Eintragung, fo iſt dieſe abzulehnen. Andernfalls iſt der An⸗ 
trag zuzulaſſen und dies dem Antragſteller mitzuteilen. Mit der Mitteilung 
dieſer Zulaſſung erlangt der Antrag für die Rechtsänderung die gleiche Wirkung, 
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die mit der Eintragung in das Grundbuch verbunden iſt. Solange die nach § 24 
des Grunderwerbsſteuergeſetzes vom 12. September 1919 erforderliche Beſcheinigung 
der Steuerſtelle nicht beigebracht iſt, iſt der Eintragungsantrag nicht zuzulaſſen. 

Die Rechtsänderung iſt nach Erlangung des Grundbuchblatts einzutragen, 
wenn der Inhalt des Grundbuchs ergibt, daß der Eintragungsantrag begründet 
war. Erfolgt eine Eintragung nicht, ſo iſt zugunſten des geſtellten Antrags eine 
Vormerkung oder ein Widerſpruch einzutragen. f 

Wie zu verfahren iſt im Falle einer Wiederherſtellung des Grundbuchblatts, 
richtet ſich nach den hierfür zu erlaſſenden beſonderen Vorſchriften. 

§ 3. 

Das Grundbuchamt hat ein Verzeichnis der nach § 2 Abſ. 1 zugelaſſenen Ein⸗ 
tragungen zu führen. Die Einſicht in das Verzeichnis iſt jedem zu geſtatten, 
der ein berechtigtes Intereſſe darlegt. 

Berlin, den 16. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Ar. 11939.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens zugunſten der der Braunkohlengeſellſchaft m. b. H. 
Guſtav Haſſe in Roßbach bei Weißenfels a. S. gehörigen Braunkohlengrube 


A Guſtav bei Roßbach und Nahlendorf im Kreiſe Querfurt. Vom 16. Juli 1920, 


uf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 1915 
(Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird 
beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer 
Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsreehts, das der Braunkohlen⸗ 
geſellſchaft m. b. H. Guſtav Haſſe in Roßbach bei Weißenfels a. S. zur Er⸗ 
weiterung des Betriebs ihrer Braunkohlengrube Guſtap bei Roßbach und Nahlen⸗ 
dorf im Kreiſe Querfurt durch Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 
3. Juli 1920 verliehen iſt, Anwendung zu finden hat. 

Berlin, den 16. Juli 1920. 


a Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
; Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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